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Ein Besuch zu Hause: In der Maria-Magdalenen-Kirche im 
brandenburgischen Templin wurde Angela Merkel 1970 kon-
firmiert. Am Reformationstag 2014 spricht die Bundeskanzlerin 
hier über „Christsein und politisches Handeln“.



Die Maria-Magdalenen-Kirche in Templin. Dieser Ort hat die 
Pfarrerstochter, die später Bundeskanzlerin wurde, geprägt. 
In dieser Gemeinde verbrachte sie ihre Kindheit; hier war ihr 
Vater Pfarrer.



Beim Empfang für die Stern singer aus ganz 
Deutschland am 09.01.2017 im Kanzleramt. 
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Die Protestantin
Einführendes Porträt von Volker Resing

Nach der Wahl von Donald Trump zum amerikanischen 
Präsidenten machte ausgerechnet die New York Times 

die deutsche Bundeskanzlerin zur „Verteidigerin der frei-
en Welt“. Der Titel, der traditionell dem Bewohner des 
Weißen Hauses zugesprochen wird, solle nun – so mein-
ten manche – auf Angela Merkel übergehen. Die Gründe 
dafür: vor allem ihre Flüchtlingspolitik auf der einen Seite 
und Trumps Abschottungs- und Protektionismus-Parlan-
do auf der anderen Seite; quasi als Gegengrund. Merkel 
selbst nannte das „absurd“, niemand könne allein die freie 
Welt verteidigen. Natürlich nicht. 
Der Titel markiert einen Höhepunkt an Zuschreibungen 
und zugleich einen biografischen Wendepunkt. Zur mäch-
tigsten Frau war sie längst gekürt worden: jene Frau, die 
einst als „Kohls Mädchen“ verspottet wurde, die trotz 
des Hohns ihres SPD-Vorgängers Gerhard Schröder („Die 
kann’s nicht.“) ins Bundeskanzleramt eingezogen ist und 
dort längst deutlich länger residiert als er. Ob Finanz-Dik-
tatorin oder Zauder-Kanzlerin – mit immer neuen Spitzna-
men wurde versucht, „Mutti“ beizukommen, sich ein Bild 
zu machen von der Frau, die gewiss die ungewöhnlichste 
Politikkarriere Deutschlands nach dem Krieg durchlaufen 
hat. 
Die atemberaubende Achterbahn ihres politischen Le-
bensweges hat durch die als Flüchtlingskrise beschriebe-
ne politische Lage und Debatte seit 2015 wiederum eine 
neue Eskalationsstufe erreicht, die kaum für möglich zu 
halten war. Noch fehlt der gebührende Abstand für eine 

historische Bewertung. Allein durch das Brennglas der 
Gegenwart betrachtet erscheint es so, als habe die Kanz-
lerschaft Merkel erst jetzt ihre eigentliche Bestimmung 
gefunden, wird der Eintrag ins Geschichtsbuch lediglich 
an diesen Themen der Zuwanderung und Integration sich 
orientieren. Doch wahrscheinlich ist das zu kurz gegriffen. 
Weder taucht das Thema Flüchtlinge erst vor zwei Jahren 
im politischen Horizont Merkels auf, noch ist es isoliert 
und ohne Kontext ihres gesamten politischen Denkens zu 
betrachten.
Doch was die Zuschreibungen angeht, hat eben auch ge-
rade dieses Thema zu einer bisher kaum gekannten Ab-
lehnung Merkels geführt. Dabei gehören etwa die Worte 
„Verräterin“ oder „Deutschlands Totengräberin“ noch zu 
den harmlosen Ausdrücken einer Anti-Merkel-Stimmung, 
die ihr im Internet, aber auch draußen auf der Straße be-
gegnet. Merkel hatte nicht immer nur Fans, schon immer 
gab es Ablehnung, doch so extreme Widersacher wie in 
den zurückliegenden zwei Jahren hatte sie in Zahl und 
Schärfe zuvor nicht. Auch deswegen fügt sich so ein neuer 
Aspekt zu ihrer Biografie hinzu.
Auch die Sicht auf die christliche Verortung Merkels hat 
sich seit 2015 noch einmal stark verändert und neue Va-
rianten – je nach Blickweise – erhalten. Manche sahen 
in der Flüchtlingspolitik den besonderen Ausdruck ihrer 
Glaubensüberzeugung. Das Lob der katholischen Bischö-
fe, welches ihr in ihrer Amtszeit seit 2005 nicht immer 
sicher war, fiel nun schon teilweise hymnisch aus. Anders 
im Lager der „Merkel muss weg“-Rufer, die nun in Merkels 
politischer Haltung gerade den Untergang des christlichen 
Abendlandes befördert sehen. Manche davon tummeln 
sich in der AfD, die nun versucht, auch Anti-Merkelisten 
in der CDU sowie ein bestimmtes Spektrum an Christen 
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aufzusammeln. Es ist die Eskalation einer Frage, die Mer-
kels Karriere begleitet: Wie hält sie es mit der Religion? 
Der Glaube von Angela Merkel war lange in der Öffentlich-
keit kaum zu sehen. Sie hat das persönliche Bekenntnis 
eigentlich für eine Privatsache gehalten. In frühen Inter-
views stellt sie sich auch als Zweiflerin vor, als jemand, 
der auch hadert mit Gott. Noch in den frühen 90er Jahren 
aber, als Ministerin in den Kabinetten von Helmut Kohl, 
wird sie Vorsitzende des Evangelischen Arbeitskreises der 
Union und besucht seither regelmäßig die Evangelischen 
Kirchentage. Mit Bibelarbeiten tritt sie auf, die nun nach-
zulesen sind. Doch die Zurückhaltung bleibt und verstärkt 
sich im Laufe der Karriere. Sie war mit dem früheren Dom-
prediger des Berliner Doms seit Studienzeiten befreundet. 
Noch heute wohnt sie in Sichtweite des prächtigen preußi-
schen Gotteshauses. „Warum sehe ich dich nie bei uns?“, 
soll der Freund gefragt haben. Sie wolle beim Beten nicht 
beobachtet werden, soll sie gesagt haben. So meidet sie 
Kirchen als Privatperson.
Inzwischen verwendet sie religiöse Begrifflichkeiten 
häufiger und bekennt sich immer wieder zu ihrem Chris-
tentum. „Religion ist mein ständiger Begleiter“, sagte sie 
in einem öffentlichen Gespräch mit einer Theologiestu-
dentin. Sie hat in gewisser Weise gelernt, dass in einer 
Gesellschaft, in der Glaube und Kirchlichkeit schwinden, 
es einen Unterschied macht, wie die Kanzlerin sich dazu 
verhält. In einem Interview mit der Zeitschrift „Credo“ 
berichtet sie Peter Seewald und Markus Günther von 
ihrem regelmäßigen Gebet und der persönlichen Ausein-
andersetzung mit Gott. Es sei nicht so, dass sie mit Gott 
hadere, vielmehr hadere sie mit sich selbst und glaube, 
dass auch Gott mit ihr hadere, so Merkel. Vor Jugend-
lichen im pietistischen Zentrum Schönblick erklärte sie 

einmal, dass sie „vor Gott“ eben nicht Bundeskanzlerin, 
sondern Mensch sei. Eine Unterscheidung, die nicht ganz 
unwichtig ist. 
Die gelernte DDR-Bürgerin Merkel hat als Pfarrerstoch-
ter früh zu spüren bekommen, dass Religion eine zutiefst 
politische – und unerwünschte – Sache ist. Insofern war 
es nach der Wiedervereinigung zunächst auch ein Akt der 
Freiheit für sie, nun mit dem Glauben tatsächlich ganz pri-
vat umgehen zu können. Doch für eine Kanzlerin ist nahe-
zu nichts privat, ganz sicher nicht das religiöse Bekennt-
nis. So ist ihr Glaube wieder ein Politikum geworden. Al-
les, was die Kanzlerin macht, steht unter dem Machtvor-
behalt, alles kann auch als Taktik und Strategie ausgelegt 
werden. Und so sind ihre Reden zur Religion und auch 
ihre persönlichen Einwürfe zu Glaubensfragen immer der 
entsprechenden Deutung ausgesetzt. So lässt sich über 
den Glauben der Kanzlerin eigentlich gar nichts Endgül-
tiges sagen, aber durchaus etwas darüber, wie er in ihrem 
öffentlichen Auftreten aufscheint, in welcher Weise sie 
ihn thematisiert. Und da wird sie nun deutlicher als frü-
her. Ein emotionaler Ausbruch bei einer Fraktionssitzung 
mag da als authentischer Ausdruck ihres Denkens gelten. 
Selbstverständlich müsse man für den Glauben werben, 
erklärte Merkel vor einiger Zeit ihren überraschten Zuhö-
rern in der nicht öffentlichen Runde ihrer Parteifreude im 
Reichstag. Sie reagierte damit auf einen resignierten Ein-
wurf eines Kollegen. Mission sei zwecklos, sagte dieser, 
das Christentum auf dem Rückzug. Empört sei die Kanzle-
rin und CDU-Chefin da gewesen, berichten Augenzeugen. 
Selbstverständlich müsse man für seinen Glauben einste-
hen, so die Pfarrerstochter in ungewohnt kämpferischem 
Ton. „Schauen Sie sich mal an, was mein Vater im Osten 
macht.“ Für den Glauben werben. Damals lebte ihr Vater 

angela meRkel Die Protestantin



10 11

noch, der seinen Ruhestand damit verbrachte, Glaubens-
kurse für Erwachsene zu erteilen.
Merkel ist keine Missionarin. Doch gibt es inzwischen in 
der Bundespolitik nicht mehr so viele Spitzenpolitiker, 
die sich deutlich zu der Entwicklung der Säkularisierung 
äußern. Im Magazin „Credo“ spricht sie von der „Chan-
ce“, dass Christen wieder mehr als früher aufgerufen sei-
en „von ihrem Glauben“ zu erzählen. Dabei verlangte sie 
eine „gewisse Fröhlichkeit“ des Bekenntnisses, welches in 
der Politik allerdings nicht immer zu leisten sei. Zu Be-
ginn der Flüchtlingsdebatte antwortete sie auf die Frage, 
was sie gegen eine drohende Islamisierung Deutschlands 
unternehmen wolle, mit einem überraschenden wie be-
herzten Plädoyer dafür, doch mit einem selbstbewussten 
Christentum einem Islam entgegenzutreten, der frömmer 
daherkomme als der angestammte Glaube. „Haben wir 
doch den Mut zu sagen, dass wir Christen sind, haben 
wir doch den Mut in einen Dialog einzutreten“, so Merkel 
bei einer Veranstaltung ausgerechnet in der Schweiz. Zu 
Gottesdienstbesuch und Bibellektüre ruft sie auf – und zu 
religiöser Bildung. 
Merkel ist von einer in der Mediendemokratie bisweilen 
provozierend kühlen Zurückhaltung. Am liebsten ver-
bringt die Bundeskanzlerin ihre freie Zeit allein mit ihrem 
Mann Joachim Sauer in ihrem Ferienhaus in der Ucker-
mark. Völlig abgeschieden. Nur mit einem kleinen See 
nebenan. Die Datsche, wie die Berliner liebevoll sagen, 
hat sie schon gut 20 Jahre. Und die Nachbarn wissen zu 
berichten, die Merkel habe sich die Zeit über kaum verän-
dert. Nur laufe jetzt mehr Polizei durchs Dorf. Sie scheint 
mit allen machtpolitischen Wassern gewaschen, entzieht 
sich jedoch immer wieder gern den Mechanismen und 
Gepflogenheiten des Politikbetriebs. Weder den Glamour 

bedient sie in der Art, wie das etwa Karl-Theodor zu Gut-
tenberg gemacht hat, noch nutzt sie das Berliner Parkett 
zur permanenten Selbstdarstellung. Sie bleibt bisweilen 
furchtbar spröde – und manche warten schon lange ver-
geblich auf eine große emotionale Rede.
Nur eins hat sie mit vielen gemeinsam: Sie will erfolgreich 
sein. Und ist es auch. Im Magazin der Süddeutschen Zei-
tung beantwortete Merkel einmal Fragen von Prominen-
ten mit knappen Antworten. Die Antwort auf die Frage des 
„Piraten“-Politikers Johannes Ponader war dabei pointiert 
wie geschickt und offenbarte doch etwas von ihrer eigenen 
Geisteshaltung. Ponader hatte gefragt: „Stellen Sie sich 
vor, ich werde Ihr Nachfolger. Welche drei Dinge geben 
Sie mir als Tipps mit auf den Weg?“ Merkel antwortete 
schlicht und geradezu prophetisch: „Luthers Bibelüberset-
zung, Spr. 16,18. ‚Wer zugrunde gehen soll, der wird zuvor 
stolz; und Hochmut kommt vor dem Fall.‘“ 
Wer Angela Merkel verstehen will, muss sich auch ihr 
unpolitisches Vorleben anschauen. Ihr Aufstieg ist so un-
wahrscheinlich wie ungewöhnlich. Als die Mauer fiel, war 
sie 35 Jahre alt, hatte in Leipzig und Ostberlin studiert 
und in Physik promoviert, ihre erste Ehe war geschieden 
worden. Mit Politik im engeren Sinn hatte sie noch nichts 
zu tun gehabt. Sie arbeitete in einem Forschungsinstitut 
am Rande Berlins – und langweilte sich. Angela Merkel 
interessierte sich für Konzerte und Theater. Bei der FDJ, 
der Jugendorganisation des DDR-Regimes, wurde sie auf 
der Ebene des Uni-Instituts als Sekretärin für Agitation 
und Propaganda geführt. Dadurch kam sie an Karten, die 
für sie sonst nicht zu haben waren. „Ich habe das unfreie 
System im Osten gehasst“, so sagt sie. Doch sie habe im ge-
wissen Umfang mitgespielt, um nicht unterzugehen. Die 
Diktaturerfahrung und der Systemwechsel bleiben erhal-
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ten – ein Leben lang. Sie wahrt Distanz. Es ist ihre größte 
Stärke und größte Schwäche zugleich. 
Ein Wegbegleiter hat einmal gesagt: „Für mich ist die CDU 
wie eine Familie, für Merkel ist es nur eine Partei.“ In-
zwischen kennt Merkel die emotionalen Bedürfnisse ihrer 
Parteifreunde und bedient sie bisweilen auf Parteitagen. 
Aber nie, auch nicht nach Wahlsiegen, wird die ewige 
Seiteneinsteigerin ein CDU-Eigengewächs werden. Ihr 
Aufstieg in der Partei war der tiefen Krise im Spenden-
skandal geschuldet. Nach Kohl und Schäuble sollte das 
unverbrauchte Gesicht die Partei retten. Damals dachten 
die Parteigranden, Merkel sei eine Übergangslösung. Da 
haben sie sich getäuscht. Sie hat die Partei umgekrempelt. 
Dieser von ihr als Modernisierungskurs verstandene Weg 
ist nicht ihre Erfindung. Viele in der Partei wollten nach 
der Kohl-Ära den Aufbruch und Neuanfang, aber wohl 
kaum ein anderer hätte ihn so radikal vollzogen. 
Die Merkel-CDU hat in zentralen politischen Fragen in 
den zurückliegenden zehn Jahren neue Wege eingeschla-
gen. Die schnelle Abkehr von der Atomenergie ist einer 
der radikalen Schritte, der aber durchaus auch in der 
Union vorbereitet war. In der Familienpolitik hat die Uni-
on sich heute in einigen Punkten an die frühere Linie der 
Sozialdemokraten angelehnt. Für Merkel ist das Prob-
lemlösen. Für ihre Partei sind das deutliche Veränderun-
gen, die sich aber manche in der CDU durchaus schon in 
den Kohl-Jahren gewünscht hätten. Den „Abschied von 
den Lebenslügen“ hat das mal der frühere CDU-Minis-
terpräsident Jürgen Rüttgers genannt. Es fällt ihr auch 
nicht so schwer, weil sie in einzelne Positionen nicht so 
viel Leidenschaft legt. Wie etwa bei der Abschaffung der 
Wehrpflicht oder der Einführung von Mindestlöhnen – 
da meinten einige, dies rühre am Tafelsilber der CDU. 

Für Merkel sind das – möglicherweise unumgängliche – 
Scheingefechte. 
Zum Kernbestand der CDU gehört, so heißt es, an vorders-
ter Stelle das „C“. Das ist gewiss die Selbstbeschwörung 
der Partei, aber auch eine relativ verlässliche Leitplan-
ke. Wie aber ist es nun um das Christliche bestellt in der 
Union? Woran misst sich so etwas? Angela Merkel musste 
immer wieder als Beleg für die These herhalten, dass das 
„C“ verblasse. Etwa wegen ihrer Haltung zur embryonalen 
Stammzellforschung oder zur Abtreibung. Vor allem auch 
die als Papstkritik bezeichnete Äußerung der Kanzlerin 
2009 zum Umgang des Vatikans mit dem Holocaustleug-
ner Richard Williamson, der der Pius-Bruderschaft ange-
hört, sorgte für einen Aufschrei in Teilen der katholischen 
Kirche. Es mangele ihr an Respekt gegenüber den Kirchen 
und vor allem an Kenntnis der katholischen Kirche, so der 
Vorwurf. Doch es gab auch Zustimmung für ihr Vorgehen. 
Im Angesicht der Flüchtlingskrise wirken diese Zuschrei-
bungen dann fast skurril. Doch gewiss: Merkel hat die Uni-
on pragmatischer und wendiger gemacht. Man kann das 
Entideologisierung nennen, man kann darin auch eine Ab-
kehr von Altem und Tradiertem erkennen. Dass es immer 
eine Abkehr vom Christlichen wäre, ist kaum belegbar. 

Der Vorwurf, die unchristliche Merkel befördere eine un-
christliche Union, ist ein Zirkelschluss. Dennoch gab und 
gibt es immer wieder Unzufriedenheit und Widerspruch 
zu ihrer Politik gerade auch aus einem christlichen Kon-
text heraus. Selbst in der Flüchtlingspolitik gibt es auch 
Stimmen, die kritisieren, Merkel habe abweichend von 
ihrer ursprünglichen Linie dann doch auf Abschottung ge-
setzt. Wie christlich ist nun Merkel? Sie ist vor allem nicht 
katholisch, was in der alten CDU sehr lange doch für viele 
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gewöhnungsbedürftig war. Die selbstverständliche Katho-
lizität eines Helmut Kohl war eben doch einigen maßge-
bend. Der versteckte Glaube der evangelischen Pfarrers-
tochter hingegen schien suspekt. 
Genauso fremd war ihr der Katholizismus römischer Prä-
gung. Inzwischen hat Merkel schon drei Päpste erlebt, zu 
allen hatte sie jeweils ein ganz eigenes Verhältnis. Als 
sie Johannes Paul II. 2003 besucht hat, da trug sie noch 
einen schwarzen Schleier. Sie fühlte sich ihm zum einen 
verbunden, da sie beide aus dem „Ostblock“ stammten 
und Merkel auch für die vom Papst unterstützte polnische 
Solidarność Sympathien hegte. Zum anderen aber waren 
beide in der Frage des Irak-Kriegs unterschiedlicher Mei-
nung. Seinen Nachfolger Papst Benedikt XVI. hatte Merkel 
schon zu dessen Kardinalszeiten kennengelernt. Seine In-
tellektualität habe sie beeindruckt, bekannte sie auch ge-
genüber Vertrauten immer wieder, doch eine persönliche 
Nähe zwischen dem deutschen Papst und der deutschen 
Regierungschefin wollte sich nicht einstellen. 
Von Papst Franziskus nun scheint Merkel in ungewöhn-
licher Weise angetan zu sein. Mehrfach haben sie inzwi-
schen im Vatikan miteinander gesprochen. Die Flücht-
lingskrise hat sie gar zu Geschwistern im Geiste werden 
lassen, so mag es erscheinen. 2013 hat Franziskus mit 
seinem überraschenden Besuch in Lampedusa gleich am 
Anfang seines Pontifikats das Flüchtlingsthema mit Macht 
ins öffentliche Bewusstsein auch in Deutschland gerückt. 
Das Elend im Mittelmehr war zuvor zumeist als italieni-
sches Problem wahrgenommen worden. Der Papst ändert 
das. Merkel nimmt es auf. In ihrer Neujahrsansprache 
2014/2016 greift sie das Thema erstmals in einer Jahres-
botschaft auf. 
Merkel interessiert an Franziskus nicht so sehr der Theo-

loge als der Argentinier auf dem Papstthron, der von 
außen auf Europa schaut. Franziskus nimmt den alten 
Kontinent als zu zaghaft wahr, als einen Kontinent, der 
sich nicht darum kümmere, dass ihm der Nachwuchs, der 
Glaube, das Selbstbewusstsein und die Innovationskraft 
zunehmend abhanden kämen. Dies nun passt genau in 
den Argumentationsstrang Merkels; da baut sie den Papst 
gerne in ihre Reden ein und gibt Lektüreempfehlungen zu 
seinen Enzykliken. Wahrscheinlich ist Merkel sowieso bi-
belfester als Kohl und die anderen Vorgänger im Kanzler-
amt. Nur merkt man es nicht ständig. Es ist die Anekdote 
überliefert, dass ein Redenschreiber Merkel ein Bibelzitat 
in eine Ansprache schrieb. Bei der Durchsicht fügte die 
Kanzlerin am Rand einen Korrekturhinweis an: „Bitte Lu-
therbibel verwenden“, nicht die Einheitsübersetzung. Den 
Unterschied muss man erst mal kennen. Man könne im-
mer weniger darauf aufbauen, dass christliches Grundwis-
sen vorhanden ist, beklagte Merkel. Das ist bei ihr anders. 
Disziplin und Nüchternheit, Veränderungsbereitschaft 
und Flexibilität, Freiheitsliebe und Christentum – alles 
das zeichnet sie aus. Deswegen ist Merkel wohl eben im 
Kern dies: eine preußische Protestantin.
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I. Die Flüchtlingskrise 
und ihre Folgen

 

„Verbundenheit und Offenheit 
sind kein Widerspruch“

Die Flüchtlingskrise hat das Verhältnis von angela merkel 
zu den kirchen, aber besonders auch zu den engagierten 
kirchenmitgliedern, verändert. gab es lange in der katholi-
schen kirche eine Skepsis gegenüber der Protestantin aus 
dem Osten, haben viele sozial engagierte menschen in den 
kirchen ihre Flüchtlingspolitik doch unterstützt. Von kardi-
nälen und Bischöfen kam so viel lob wie sonst zu keinem 
Zeitpunkt ihrer amtszeit. Zugleich erwuchs ihr in der Zeit 
der Flüchtlingskrise eine harte gegnerschaft heran, die sich 
zwar konservativ gibt, aber weniger kirchlich gebunden ist. 
Dies gilt auch für Bayern. als merkel, von Bischof Friedhelm 
Hofmann eingeladen, den Diözesanempfang in Würzburg 
besucht, wird sie von 2000 gästen mit begeistertem ap-
plaus begrüßt. Von bayrischem gegenwind und von Skep-
sis, wie sie sonst die CSU vorträgt, keine Spur. Vor der Ver-
anstaltungshalle wird gegen abschiebungen demonstriert, 
nicht gegen die „Willkommenskultur“.

 

„Verbundenheit und Offenheit sind kein Widerspruch“
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Wir sind, glaube ich, gerade wieder in einer Zeit, in der 
wir sehr viel über Haltungen und Werte diskutieren 

angesichts manch neuer Herausforderung. Gewissheiten 
sind nicht mehr ganz so gewiss, wie wir dachten. Auch 
ich denke darüber nach: Wie kommt das? Ich glaube, dass 
jetzt, nach mehr als einem Vierteljahrhundert der Deut-
schen Einheit, ein historischer Abschnitt vielleicht durch 
einen neuen ersetzt wird. Nach 1990, nach dem Ende des 
Kalten Krieges, dachten wir: Das ist der Siegeszug der 
Freiheit; es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis er den letz-
ten Winkel der Welt erreicht hat. Das, was uns in Europa 
unmöglich erschien, passierte plötzlich. Das hat auch dazu 
geführt, dass ich heute hier vor Ihnen in einem wiederver-
einten Deutschland stehen kann.
Und trotzdem gibt es jetzt eine Phase der Zweifel, auch 
eine Phase, in der eine gewisse Rückkehr in überschau-
bare Lebensräume von manchen erträumt wird. Ich frage 
mich auch oft: Hat das auch damit zu tun, dass bald keine 
Zeugen der Schrecknisse des 20. Jahrhunderts mehr unter 
uns sind, die den Ersten Weltkrieg, den Zweiten Weltkrieg 
noch erlebt haben – die gewusst haben, welche schreck-
liche, grausame Diktatur der Nationalsozialismus war, der 
die Shoah mit sich gebracht hat?
Wir stehen vor der Frage: Was leitet uns, was sind unsere 
Werte, wie erziehen wir und wie leiten wir unsere jungen 
Menschen? In dem Thema „Verbundenheit in offener Ge-
sellschaft“ klingt ja so etwas wie ein Einerseits und Ande-
rerseits an. Der Würzburger Bischof Hofmann sprach von 
einer Balance, die immer wieder gefunden werden muss. 
Man kann sich fragen: Verbundenheit und Offenheit – 
steckt in dieser Frage nicht ein Widerspruch? Ich glaube, 
nein. Es kann sein, dass diese beiden Begriffe zwei Seiten 
ein und derselben Medaille sind.

Sie haben ja heute mit Ihrem Diözesanempfang hier et-
was gemacht: Sie haben Türen geöffnet. Sie haben sich 
nicht nur unter Ihresgleichen getroffen, sondern Sie ha-
ben Gäste aus Politik und Wirtschaft, aus verschiedens-
ten Verbänden und Organisationen eingeladen. Dieser 
Empfang führt also Menschen mit unterschiedlichen per-
sönlichen Hintergründen zusammen. Aber schon allein 
das signalisiert ein großes Maß an Verbundenheit. Ein 
solcher Empfang bietet Raum für Begegnung und Dialog. 
Das ist ja nicht nur heute so, sondern das ist an vielen 
Stellen so.
Die Bereitschaft, offen füreinander zu sein, sich auf ande-
re einzulassen, die Welt auch mit den Augen anderer zu 
sehen – das ist eine schöne Erfahrung und erweitert ja oft 
den eigenen Horizont. Ich gebe zu: Das ist auch anstren-
gend. In Zeiten des Internets gibt es die schöne Möglich-
keit, sich nur noch mit Menschen zu unterhalten, die der 
gleichen Meinung sind. Das Interessante ist: Es gibt im-
mer mehr davon, als man persönlich kennenlernen kann; 
und irgendwann denkt man: Mensch, die denken alle so. 
Aber man ist dann vielleicht doch nur in einer Blase; und 
es gibt noch Hunderte, Tausende anderer Blasen. Deshalb 
ist dieses Sich-aufeinander-Einlassen so wichtig.
Es leitet uns doch auch – das darf ich gerade auch auf 
einem Diözesanempfang sagen –, dass Gottes Geschöpfe, 
die wir Menschen sind, unterschiedlich geschaffen sind. 
Es ist schön, dass das unsere Gesellschaft reich macht, 
weshalb wir nicht darüber klagen sollten, dass der eine 
dies und der andere das besser kann, sondern dass aus 
der Gemeinschaft mit allen Fähigkeiten und Fertigkeiten 
und auch Schwächen etwas entsteht, das eine menschli-
che Gesellschaft ist. Deshalb müssen wir uns immer wie-
der aufeinander einlassen.
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Das ist wichtig, natürlich auch in einer Zeit, in der die 
Welt zusammenzuwachsen scheint. Wir nennen das Glo-
balisierung. Das, was wir heute erleben, ist nicht der erste 
Schub der Globalisierung in der Menschheitsgeschichte. 
Aber in Kombination mit der Digitalisierung ist es durch-
aus eine neuartige Entwicklung, die Sie ja auch an vielen 
Produktionslinien nachvollziehen können. Wenn Sie sich 
anschauen, durch wie viele Länder ein Rasierapparat oder 
eine Waschmaschine, oder was auch immer wir im tägli-
chen Leben benutzen, gewandert ist, ehe das dann von uns 
als Produkt gekauft wird, dann sehen Sie, dass das etwas 
sperrige Wort „Wertschöpfungsketten“ zeigt, wie wir mit-
einander im Austausch leben.
Die Digitalisierung bringt uns zudem quasi jede Informa-
tion, an der wir interessiert sind, zu uns nach Hause. Aber 
damit ist ja noch kein Wertesystem verbunden. Damit 
weiß ich ja noch gar nicht, wie ich sämtliche Informatio-
nen einordnen soll, was für mich jetzt wichtig ist und was 
nicht, was ich mehr als einen Tag behalten sollte oder was 
ich gleich vergessen kann. Dabei habe ich noch gar nicht 
darüber gesprochen, dass manche Informationen, die als 
Fakten daherkommen, Lügen sind.
Es gibt also sozusagen ein Ansturm von Impulsen auf uns, 
die auch ganz konkrete Veränderungen im täglichen Leben 
mit sich bringen. Es gibt viele, die von der Digitalisierung 
schwärmen. Wenn man junge Menschen sieht, wie sie mit 
Smartphones und Tablets umgehen, wenn man sieht, was 
möglich ist, wie man sich verabreden kann, wie man sich 
austauschen kann, wie Familien über WhatsApp mitein-
ander kommunizieren können, dann findet man das alles 
wunderbar. Aber auch die Arbeitswelt verändert sich in 
einem dramatischen Tempo. Nicht jeder ist sich ganz si-
cher, ob er oder sie in dieser Welt noch einen Platz hat, ob 

morgen noch etwas für einen dabei ist, ob man mitkommt, 
wenn vieles neu zu lernen ist.
Menschliches Leben wird nicht dadurch besser, dass ich 
dauernd alles schnell bekommen kann. Das heißt, Rhyth-
men und Lebenszeiten fallen auch ein Stück weit ausei-
nander. Das schafft Verunsicherung, das erzeugt Fragen 
wie: Was gilt nun noch? Was wird mit mir und meinem 
Leben in ein oder zwei Jahren sein? Es ist ganz natürlich, 
dass Antworten auf solche Fragen sehr unterschiedlich 
ausfallen. Manch einer zieht sich zurück und will sich nur 
noch auf das Eigene konzentrieren. Andere sind bereit, 
sich auf den Wandel einzulassen, und empfinden das als 
eine Bereicherung.
Ich lade uns ein, uns dem Wandel nicht zu verweigern, 
sondern sich auf ihn einzulassen, allerdings auch auf ei-
nes sehr zu achten: Der Wandel von Technik, von Informa-
tion und Kommunikation dient keinem Selbstzweck, son-
dern ist immer auch mit der Frage verbunden, dass der 
Mensch selbst bestimmen können muss, dass der Mensch 
seine Ordnung gestalten muss. Ich sage Ihnen auch ganz 
offen: Das ist für uns Politiker eine Riesenherausforde-
rung. Denn neue technische Entwicklungen, etwa auch 
neue Entwicklungen des internationalen Finanzmarkts 
müssen Sie ja erst einmal kennen, ehe Sie betreffende 
politische Leitplanken setzen können. Das heißt, wir 
müssen permanent lernen und darauf achten, dass die 
Gesellschaft menschlich gestaltet wird. Das fordert uns 
doch sehr.
Aber wir sollten an die Herausforderungen mit der Hal-
tung herangehen, dass wir offen sind für Innovationen, 
dass wir offen sind für einen weltweiten Wettbewerb, dass 
wir davon überzeugt sind, dass wir – das sind natürlich 
nicht nur wir Deutschen alleine –, dass die Menschheit 
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Globalisierung gestalten kann. Wir sollten uns mit unse-
ren Überzeugungen in diese Gestaltung einbringen.
So stellt sich auch in diesen Tagen im Jahre 2017, aber 
auch schon länger immer wieder die Frage: Abschottung, 
Protektionismus? Es war sehr interessant, dass der chi-
nesische Staatspräsident kürzlich ein sehr einprägsames 
Bild für Protektionismus und Abschottung verwendet hat. 
Er hat gesagt, das sei wie in einem dunklen Raum: Wer 
sich darin einschließe, der sei zwar vor Regen und Wind 
geschützt, aber zugleich abgeschieden von Licht und Luft. 
Das hat mir gefallen. Wir sprechen im Übrigen mit China 
auch oft darüber, wie die Bedingungen für alle gleich ge-
staltet werden können. Es zeigt sich zumindest, dass wir 
uns auf Offenheit einlassen sollten. Das würde ich auch 
unterstreichen.
Aber wie ist das dann mit der Verbundenheit? Wir sahen 
uns ja im letzten und vorletzten Jahr in der Frage der Ver-
bundenheit vor große Herausforderungen gestellt ange-
sichts der vielen Flüchtlinge, die zu uns gekommen sind. 
Das Schicksal der vielen Menschen, die vor Krieg, Verfol-
gung und Gewalt fliehen, hat uns gezeigt, was eine globa-
lisierte Welt auch an fürchterlichen Katastrophen mit sich 
bringt. Gerade auf dem Weg hierher habe ich wieder von 
der fürchterlichen Situation in Aleppo gehört, aber auch 
von den Hilfen. Deutschland hat im letzten Jahr allein für 
Syrien und Nachbarländer fast 600 Millionen Euro dem 
Welternährungsprogramm gegeben. Das trägt auch dazu 
bei, dass Menschen in Ost-Aleppo und West-Aleppo eine 
warme Mahlzeit bekommen. Jeder zweite Syrer, der in 
Syrien ist, ist im Augenblick auf internationale Hilfe an-
gewiesen.
Gleichzeitig haben wir viele Flüchtlinge bei uns aufge-
nommen. Rund fünf Millionen Syrer zum Beispiel haben 

Syrien verlassen müssen. Die allermeisten von ihnen sind 
im Libanon, in Jordanien und in der Türkei. Wir wissen, 
dass derzeit mehr Menschen denn je nach dem Zweiten 
Weltkrieg auf der Flucht sind. Die Herausforderungen für 
uns waren sichtbar. 
Ich möchte als Erstes den Kirchen, den Hilfswerken, den 
Haupt- und Ehrenamtlichen überall in den Organisatio-
nen, in den Stadtverwaltungen, in den Landkreisen, im 
Land und gerade auch hier in Bayern, weil die allermeisten 
hier bei Ihnen angekommen sind, noch einmal ein herz-
liches Dankeschön für das sagen, was sie geleistet haben.
Wir haben in dieser Zeit viel gelernt. Wir mussten vieles 
lernen und haben erreicht, dass die Zahl der Flüchtlinge im 
letzten Jahr deutlich zurückgegangen ist. Dies liegt auch 
an verschiedenen Verhandlungen, die wir geführt haben. 
Ich weiß, dass das Abkommen der Europäischen Union 
mit der Türkei nicht so sehr beliebt ist, oft auch kritisch 
diskutiert wurde. Aber es war ein Weg heraus aus der Ille-
galität. Menschen haben sich in die Hände von Schleppern 
und Schmugglern begeben, die sie skrupellos in Lebens-
gefahr gebracht haben, von ihnen Geld verlangt und sie 
ausgebeutet haben. Es galt und gilt, aus dieser Illegalität 
herauszukommen und Abhängigkeiten zu unterbinden. 
Illegalität kann nicht das Handeln von Staaten sein. Wir 
müssen es in Legalität überführen. Denn den Menschen, 
die davon betroffen sind, hilft es nicht, wenn sie ihr Leben 
riskieren und dann doch keinen Schutz finden. 
Allein die Tatsache, dass vor einem Jahr in den ersten Mo-
naten noch etwa 450 Menschen allein in der Ägäis und 
letztes Jahr insgesamt über 4.500 Menschen im Mittel-
meer ertrunken sind, zeigt doch, dass wir andere Wege 
der Hilfe finden müssen als illegale Wege, die aus meiner 
Sicht nicht akzeptabel sind.
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Nun stehen wir vor einer schwierigen Aufgabe, aber dieser 
Aufgabe müssen wir uns stellen. Wir sind ein Rechtsstaat. 
Ein Rechtsstaat gibt denen, die Hilfe brauchen, Hilfe und 
Unterstützung. Aber damit wir das weiter tun können, 
müssen wir denen, die nach einem rechtsstaatlichen Ver-
fahren kein Aufenthaltsrecht bei uns haben, auch sagen, 
dass sie unser Land wieder verlassen müssen. Auch das 
gehört zum Ordnen und Steuern der Prozesse. Wir haben 
in der Politik gemeinsam gelernt: Je schneller wir ent-
scheiden, umso besser ist das für die Betroffenen. Denn 
nichts ist schwieriger, als wenn ganze Familien jahrelang 
in Gemeinden oder vor Ort betreut werden, dort Beziehun-
gen und Bindungen aufbauen, und dann kommt sozusa-
gen die Mitteilung: Jetzt müsst ihr uns verlassen. Deshalb 
müssen Entscheidungen schneller getroffen werden.
Für diejenigen, die ein Bleiberecht haben, gilt die große 
Aufgabe der Integration. Auch hierbei haben wir vieles 
vorangebracht, Offenheit und Bereitschaft zur Verständi-
gung gezeigt. Diese Bereitschaft muss auf beiden Seiten 
da sein. Ich sage oft: Wenn ich aus Syrien oder Afghanis-
tan in die Bundesrepublik Deutschland käme – wenn ich 
mir das nur vorstelle –, könnte ich wahrscheinlich auch 
nicht gleich verstehen, wie alles bei uns geordnet und ge-
regelt ist. Das ist nicht so einfach, glauben Sie es mir. Es 
war schon nach Vollendung der Deutschen Einheit gar 
nicht so einfach, sofort zu kapieren, wo hier alles langgeht.
Aber natürlich ist Deutschland auch ein Land, in das vie-
le Menschen fliehen und kommen möchten, weil wir eine 
Ordnung haben, eine Rechtsordnung, die Recht und Men-
schenwürde sichert. Deshalb erwarten wir genauso, dass 
diejenigen, die zu uns kommen, sich an diese Rechtsord-
nung halten, an unser Grundgesetz, und dass sie verste-
hen, dass Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit, Schutz der 

Würde des Menschen nicht nur Toleranz, sondern auch 
Respekt vor jedem erfordern und dass nur in diesem Res-
pekt zum Gegenüber unsere Ordnung des friedlichen Zu-
sammenlebens überhaupt gedeihen kann.
Deshalb ist es aus meiner Sicht nicht weiterführend, wenn 
wir versuchen, mit Polarisierung und Populismus die Pro-
bleme zu lösen, sondern sie müssen konkret gelöst wer-
den. Aber wir müssen auch zeigen – und ich finde, wir 
können das zeigen –, dass wir von den Grundprinzipien 
unseres Landes, unserer Bundesrepublik Deutschland, 
überzeugt sind und dass es auch Freude macht, andere 
davon zu überzeugen, dass diese Prinzipien ein gutes und 
nachhaltiges Miteinander ermöglichen.
Dann müssen wir uns – auch das ist in dieser Dimension 
neu – ganz eindeutig gegen diejenigen stellen, die mit At-
tacken auf unsere Demokratie einwirken, von woher auch 
immer sie kommen. Wir müssen uns damit massiv aus-
einandersetzen, Courage zeigen, deutlich machen, dass 
wir mutig sind. Das muss Politik vorleben, aber es muss 
auch jeder Einzelne immer wieder für das kämpfen, was 
unser Land so erfolgreich gemacht hat: Das ist die Offen-
heit, aber gleichzeitig auch die Verbundenheit mit der ge-
meinsamen Rechtsordnung.
Meine Damen und Herren, natürlich – Sie haben das hier 
in Würzburg im letzten Jahr erlebt, auch in Ansbach, dann 
in Berlin auf dem Breitscheidplatz – ist der islamistische 
Terror gerade auch angesichts der schrecklichen Ereignis-
se bei uns eine riesige Herausforderung – eine Herausfor-
derung, die Frankreich in unfassbarer Weise getroffen hat, 
eine Herausforderung, die in Belgien eine Rolle spielt. Wir 
sehen, dass wir uns in internationaler Zusammenarbeit 
dagegen aufstellen müssen. Die Bürgerinnen und Bürger 
erwarten mit Recht, dass wir Sicherheit in Freiheit für das 
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Zusammenleben in Deutschland menschenmöglichst ga-
rantieren.
Hierfür haben wir mit großer Entschlossenheit eine Viel-
zahl von gesetzlichen Änderungen vollzogen. Wir sind da 
auch noch nicht am Ende unserer Maßnahmen. Es bedeu-
tet aber auch immer wieder politische Diskussionen. Aber 
ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Diejenigen, die für un-
sere Sicherheit ihren Kopf hinhalten, die Polizisten, etwa 
auch Feuerwehrleute, die Brände löschen, müssen sich da-
rauf verlassen können, dass wir hinter ihnen stehen und 
dass sie ihre Arbeit machen können. Es ist auch wichtig, 
dass wir die Zahl derer, die in diesen Bereichen arbeiten, 
erhöhen und dass wir ihnen aber auch die Instrumente in 
die Hand geben, um diejenigen, die unsere Art zu leben 
vernichten wollen, auch wirklich bekämpfen können. Das 
garantiert uns Freiheit.
Das betrifft auch triviale Dinge. Was früher die Telefon-
überwachung war, ist eben heute die Möglichkeit, zu ver-
stehen, was in den sozialen Netzen passiert. Wenn Ter-
roristen sich in WhatsApp-Gruppen zusammenschließen 
können und mit ansehen, dass der Staat das nicht über-
wachen kann und darauf wartet, dass sie wieder über 
das Festnetz telefonieren, dann telefonieren sie natürlich 
nicht mehr über das Festnetz, sondern kommunizieren 
eben weiter in der WhatsApp-Gruppe. Wir müssen also 
unseren Sicherheitsbehörden die richtigen Instrumente 
in die Hand geben. Darum kämpfen wir auf politischer 
Ebene. Ich glaube, das können die Menschen mit Recht 
erwarten. Der Zusammenhalt – das sei an diesem Beispiel 
gezeigt – ist schon auf eine harte Probe gestellt worden. 
Alles in allem, glaube ich, sind wir aber dabei, das doch 
recht ordentlich zu bewältigen und dabei wiederum eine 
Menge über uns zu lernen.

Es zeigt sich immer wieder, dass Zusammenhalt – man 
kann es auch Verbundenheit nennen – in unserem Land 
eine große Stärke ist. Deshalb haben wir – bei allem, was 
wir noch lernen müssen – auch Grund zu Selbstbewusst-
sein und Selbstvertrauen. Das zeigt sich insbesondere in 
der großen Zahl von Ehrenamtlichen: über 30 Millionen 
Ehrenamtliche in Deutschland. Das ist ein Netzwerk, das 
garantiert, dass dort, wo der Staat vielleicht etwas über-
sieht, wo er nicht alles schafft, Netze für Menschen in 
verschiedensten Lebenssituationen da sind, um sie in die 
Zukunft zu geleiten, wenn ich etwa auch an den Sport den-
ke, oder in schwierigen Lebenslagen zu helfen. Auf die-
ses Netzwerk der Ehrenamtlichkeit können wir stolz sein. 
Danke gerade auch den Kirchen und in diesem Fall der 
katholischen Kirche, was Sie an Förderung im ehrenamt-
lichen Bereich tun. 
Unterstützt wird Zusammenhalt auch dadurch, dass die 
augenblickliche wirtschaftliche Lage in Deutschland recht 
gut ist, dass wir derzeit die höchste Zahl von Erwerbstä-
tigen in der Geschichte der Bundesrepublik haben, dass 
wir solide öffentliche Haushalte haben und aufgrund einer 
hohen Beschäftigtenzahl keine neuen Schulden machen 
müssen und somit auch Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass unsere Kinder und Enkel Spielräume haben werden. 
Wir haben schon genug Schulden in den vergangenen Jah-
ren gemacht. Und trotzdem weiß ich, dass viele auch mit 
Recht darauf hinweisen, was alles besser laufen könnte, 
was alles besser sein könnte. Die soziale Marktwirtschaft 
wird unter den Bedingungen der Globalisierung auch 
künftig wieder vor viele Herausforderungen gestellt.
Verbundenheit heißt ja auch Verbundenheit verschiede-
ner Generationen. Verbundenheit heißt auch Verbunden-
heit der Menschen in unterschiedlichen Positionen. Das 
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Auseinanderklaffen von Gehältern, das Auseinanderklaf-
fen von Sicherheit im Leben beschäftigt durchaus viele 
Menschen. Es gab viele Jahre, in denen man mit Fug und 
Recht sagen konnte: Wenn meine Kinder fleißig sind, dann 
wird es meinen Kindern sicher besser gehen als mir. Diese 
Sicherheit ist heute nicht mehr so einfach gegeben, wie 
das früher der Fall war, weil es so viel Veränderung gibt. 
Was heißt „besser gehen“? Bei der Frage, wie teuer es ist, 
ein Häuschen zu bauen, hat sich in den letzten 30 Jahren 
vieles verändert. Bei der Frage, ob ich einen Arbeitsplatz 
bekomme, hat sich vieles verändert. Oft ist die Qualifika-
tion der Kinder höher; und trotzdem ist ihre Sicherheit im 
Arbeitsleben nicht sofort höher.
Es hat keinen Sinn, immer nur davon zu erzählen, wie 
schlimm es früher war, sondern wir haben allen Grund, die 
Sorgen jüngerer Menschen über ihre Lebensgestaltung, 
über ihre Familienplanung genauso ernst zu nehmen wie 
die Sorgen derjenigen, die auf Pflege oder das Kranken-
haus angewiesen sind. Nur wenn wir diese Sorgen ernst 
nehmen, werden wir soziale Marktwirtschaft wirklich und 
ehrlich gestalten können.
Dabei hat Politik natürlich eine zentrale Aufgabe. Wir dür-
fen möglichst nichts versprechen, was wir zum Schluss 
nicht halten können, aber wir müssen uns um die Prob-
leme kümmern. Offenheit in unserer Gesellschaft bedeu-
tet, dass Politik die Dinge anpackt, dass sie Möglichkeiten 
eröffnet, aber gleichzeitig den Menschen nicht etwa vor-
schreibt, wie sie leben sollen. Das bleibt die Entscheidung 
jedes Einzelnen.
Da sind wir sehr schnell beim Kern des Zusammenhalts 
einer gerade auch offenen Gesellschaft: bei der Familie. 
Wir – jetzt spreche ich einmal als CDU-Vorsitzende – sa-
gen in unserem Grundsatzprogramm: Familie ist dort, wo 

Eltern für Kinder und Kinder für Eltern dauerhaft Verant-
wortung übernehmen. Das ist etwas sehr Spannendes; das 
ist etwas, das Politik überhaupt nicht erzwingen kann. 
Politik kann viele Verantwortlichkeiten auf Zeit regeln, 
aber Familie bedeutet Verantwortung von Eltern für Kin-
der und Kinder für Eltern vom Anfang des Lebens bis zum 
Ende des Lebens. Da sind auch die Großeltern einbezo-
gen. Heutzutage ist es ja ohnehin so, dass das Leben ohne 
Großeltern manchmal kaum zu meistern ist. 
Ich sage an solchen Stellen gerne etwas scherzhaft – ich 
hoffe, Sie nehmen es mir nicht übel –: Mancher entdeckt 
überhaupt erst als Großvater, wie schön es mit kleinen 
Kindern ist, weil er in seinem Vaterleben gar keine Zeit 
dazu hatte. Auch das ist eine neue Erfahrung. Michael 
Glos, mein langjähriger Kollege, den ich inzwischen im 
Publikum entdeckt habe, nickt; so bin ich doch auch zu-
frieden.
Mit Familien müssen wir also sorgsam umgehen, ihnen 
Unterstützung zuteilwerden lassen, wobei die Frage, wie 
genau diese Unterstützung aussehen kann, natürlich auch 
wieder Gegenstand politischer Debatten ist. Aber ich glau-
be, neben der Frage der materiellen Situation von Fami-
lien steht heutzutage auch die Frage der Zeit für Familien 
sehr stark im Mittelpunkt, die Frage der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Wir haben uns immer – Barbara 
Stamm stimmt mir da zu – dafür ausgesprochen, dass wir 
nicht vorschreiben, wie Familien ihr Leben gestalten sol-
len. Es darf weder so sein, dass die erwerbstätige Mutter 
im Fokus ist und kritisiert wird, noch darf es so sein, dass, 
wenn Mütter oder Väter sich ein paar Jahre Zeit für die 
Erziehung der Kinder nehmen und im Beruf kürzertreten, 
der gesellschaftliche Bann über sie ausgesprochen wird. 
Haben wir Mut zur freien Entscheidung. Wir wollen in der 
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Politik helfen, das gewünschte Lebensmodell möglichst le-
ben zu können, was dann auch, glaube ich, für die Kinder 
am allerbesten ist.
Wir haben immer wieder das Kindergeld erhöht, das El-
terngeld und die Elternzeit eingeführt, die Kinderbetreu-
ung gestärkt. Wir haben auch sehr viel für den Bereich 
der Pflege getan, gerade auch in dieser Legislaturperiode. 
Aber bei allen staatlichen Leistungen will ich auch hier 
nochmals sagen: Die Hauptlast tragen in den alleraller-
meisten Fällen die Angehörigen. Auch das ist ein Aus-
druck des Zusammenhalts unserer Gesellschaft.
Wir haben die größte Hochachtung dafür, ich jedenfalls, 
wenn sich Menschen aufopferungsvoll für ihre Angehöri-
gen gerade auch im letzten Abschnitt des Lebens einset-
zen oder Pflegekräfte in den Pflegeheimen ihren Dienst 
tun. Wir haben vieles versucht, Bürokratie abzubauen, 
die Konzentration auf Zuwendungen zu Menschen zu 
verbessern, die Pflegedefinition zu verändern, damit ge-
rade auch Demenzkranke besser berücksichtigt werden 
können. Aber letztlich wird man eine menschliche Pflege 
allein politisch nicht durchsetzen können. Deshalb auch 
hier ein herzliches Dankeschön an alle, die in diesem Be-
reich arbeiten und pflegen.
Zusammenhalt und Verbundenheit spiegeln sich auch 
zwischen den Generationen wider. Wir haben mit den 
Mehrgenerationenhäusern in vielen Städten gute Orte ge-
funden, an denen Generationen zusammenkommen kön-
nen, die heute nicht mehr auf natürliche Weise als eine 
Großfamilie in einem Haus leben.
Ein zentrales Thema angesichts unserer demografischen 
Entwicklung ist natürlich das Rentensystem. Das wird 
auch in den kommenden Monaten wieder eine große Rolle 
spielen. Wie können wir im Alter Sicherheit bieten? Wir 

müssen bei der Analyse feststellen: Das größte Risiko für 
Altersarmut liegt im Grunde bei denjenigen, die bereits im 
Erwerbsleben erkranken und ihre Erwerbsbiografie nicht 
zu Ende führen können. Deshalb haben wir noch einmal 
die Erwerbsminderungsrente verbessert.
Aber wir haben auch solche Aufgaben: Wie können wir ge-
recht sein zu denen, die Kinder erzogen haben? Wie spie-
gelt sich das im Rentensystem wider? Hier sitzt mit der 
Landtagspräsidentin eine Verfechterin gerade auch der 
Gerechtigkeit gegenüber Müttern. Wie können wir ange-
sichts der weniger jüngeren Menschen und der größeren 
Zahl von älteren Menschen, ohne die junge Generation zu 
überlasten, Gerechtigkeit auch für die zukünftig Älteren 
schaffen? Das beschäftigt uns sehr. Diese Fragen haben 
sehr viel mit Zusammenhalt in unserer Gesellschaft zu 
tun.
Das heißt also, dass die Frage der Offenheit und Verbun-
denheit innerhalb einer Gesellschaft sich nicht nur auf die 
Offenheit nach außen bezieht, sondern auch auf die Offen-
heit für die verschiedenen Lebenssituationen innerhalb 
einer Gesellschaft. Da spielt natürlich auch die Frage der 
Chancen, am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben, eine 
Riesenrolle. Und da wiederum ist Bildung eine Schlüs-
selfrage. Das ist ein Thema, das im Wesentlichen bei den 
Bundesländern angesiedelt ist.
Daher will ich mich hier nur auf einen Aspekt konzentrie-
ren: Ich bin der Meinung, dass Religionsunterricht in unse-
ren heutigen Zeiten eher wichtiger als weniger wichtig ist, 
weil es hierbei auch um Gewissens- und Herzensbildung 
geht – weil es hierbei um mehr geht als nur unser eige-
nes Leben, sondern auch um den großen Zusammenhang 
unseres Lebens als, wie ich am Anfang sagte, Geschöpfe 
Gottes. Wir spüren in diesen Zeiten auch – ich spüre es 
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jedenfalls –, dass wir immer wieder von Voraussetzungen 
leben, die wir selber nicht schaffen können, sondern die in 
unserer Geschichte, in unseren Überzeugungen, unserem 
Glauben begründet sind und die uns dann auch in die Zu-
kunft tragen und die uns ein Stück weit aus der Ichbezo-
genheit herausführen. 
Unsere freiheitliche Grundordnung stellt ja ab auf eine 
Freiheit, die immer auch in Verantwortung auf den ande-
ren gedacht ist. Und deshalb halte ich gerade auch Reli-
gionsunterricht für außerordentlich wichtig.
Wir stehen im Spannungsfeld von Offenheit und Abschot-
tung, von Verbundenheit und Isolation – keine Frage. Aber 
ich glaube, wir haben in der Geschichte unserer Bundes-
republik Deutschland gezeigt, dass wir mit dem Konzept 
der sozialen Marktwirtschaft, mit unserem Grundgesetz, 
in dem steht, dass die Würde jedes einzelnen Menschen 
unantastbar ist, einen guten Weg gestalten können. Viel-
leicht sind wir ein bisschen betrübt, dass es uns heute 
eher schwieriger erscheint als in der Vergangenheit. Aber 
ein Blick zurück auf die Anfänge der Bundesrepublik 
Deutschland lohnt sich. 
Was war das für ein Land, aus dem diejenigen, die die Vä-
ter und Mütter des Grundgesetzes waren, erst einmal wie-
der ein Land formen mussten? Was war das für eine Zer-
störung und Zerrüttung im materiellen Sinne angesichts 
zerstörter Städte und im geistigen Sinne angesichts einer 
furchtbaren Ideologie? Und was ist daraus geworden? Nun 
haben wir, wenn wir heute unsere jungen Menschen se-
hen, unsere Kinder, unsere Enkel, doch allen Grund zu 
sagen: Auch wir nehmen die Herausforderungen der Zu-
kunft an.
In diesem Jahr begehen wir das Jubiläum „500 Jahre Re-
formation“. Da die evangelische und die katholische Kir-

che eine Vielzahl von Formen gefunden haben, die eine 
tiefe ökumenische Verbundenheit widerspiegeln, geben 
sie ja auch ein Beispiel, wie wir aus der Geschichte so-
zusagen Kraft schöpfen können. Ich möchte zum Schluss 
Papst Franziskus zitieren, der am Neujahrstag dazu auf-
gerufen hat, „gemeinschaftliche Orte zu schaffen und zu 
pflegen, die uns das Gefühl der Zusammengehörigkeit, der 
Verwurzelung vermitteln, dass wir uns in unseren Städten 
zu Hause fühlen, in Gemeinschaften, die uns vereinen und 
uns Halt geben“. Wenn wir diesem Aufruf folgen, dann ge-
wiss auf unterschiedliche Weise. Aber eine Form von Of-
fenheit, auf andere zuzugehen, gehört in jedem Fall dazu. 
Deshalb setze ich auf Verbundenheit in einer offenen Ge-
sellschaft. Jeder von uns kann seinen Beitrag dazu leisten.
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„Der hohe Stellenwert 
der Religionsfreiheit“

Die Religionsfreiheit ist in den zurückliegenden Jahren vor 
allem deswegen ins Zentrum der politischen Debatte ge-
rückt, weil sie in vielen ländern so dramatisch unter Druck 
gerät. allen voran der islamische Staat und andere islamis-
tische gruppierungen haben den kampf gegen andersgläu-
bige ausgerufen. in manchen ländern kann man von einer 
Christenverfolgung sprechen. angela merkel hat sich dieses 
themas immer wieder angenommen. Sie bezieht es aber 
auch auf Deutschland. es müsse das kooperative Verhältnis 
von Staat und Religionen verteidigt werden, erklärt sie. ge-
rade in einer säkularisierten gesellschaft müsse religiöse 
Bildung gefördert werden, um das Wissen voneinander zu 
stärken. Dazu gehört es auch, bestimmte eigene kulturelle 
Standards zu verteidigen und etwa die Vollverschleierung 
abzulehnen, so merkel. 

 

Bei drängenden politischen Fragen ist es das eine, zu 
kritisieren, was zu kritisieren ist. Das andere ist es, 

konkrete Schritte zu unternehmen, um Entwicklungen in 
gewünschte Bahnen zu lenken. Ein solcher Schritt war es, 
ein internationales Parlamentariernetzwerk zu gründen, 
um die Glaubens- und Gewissensfreiheit weltweit zu stär-
ken. Binnen kürzester Zeit hat sich die Vereinigung als 
zentraler Akteur für dieses wesentliche Grundrecht etab-
liert. Oslo und dann die Konferenz im vergangenen Jahr in 
New York beeindruckten durch hochkarätige Beiträge. Die 
Konferenz in New York machte vor allem den festen Willen 
sichtbar, den Worten auch Taten folgen zu lassen – durch 
langfristige Strategien zum Schutz der Religionsfreiheit 
sowie durch konkrete Hilfestellungen für Menschen, de-
ren Religionsfreiheit beschnitten oder gefährdet ist. Daran 
knüpft das heutige Treffen an. Ich möchte allen danken, 
die es auf die Beine gestellt haben.
Die Gewissens- und Religionsfreiheit ist ein Grundrecht, 
das in Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte der Vereinten Nationen verbrieft ist. Sie gilt 
gleichermaßen für alle, und zwar unabhängig von Reli-
gionszugehörigkeit und Weltanschauung. Sie beinhaltet 
das Recht eines jeden Einzelnen, sich zu seiner Religion 
zu bekennen, sie auszuüben, die Religion zu wechseln 
oder sich keiner Religion anzuschließen. In dieser Form 
ist Religionsfreiheit auch im Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte festgeschrieben. Fast 
170 Staaten haben diesen Pakt ratifiziert – natürlich auch 
Deutschland.
Bei uns in Deutschland genießt Religionsfreiheit verfas-
sungsrechtlichen Schutz. Zusammen mit den anderen 
Freiheitsrechten des Grundgesetzes gehört sie zum Kern-
bereich dessen, was unser Land ausmacht und was uns 
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